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Musikschulen leisten als Einrichtungen der kulturellen Infrastruktur also einen wesentlichen 

Beitrag zur kulturellen Grundversorgung. Dies hat auch die Enquete-Kommission des Deut-

schen Bundestages „Kultur in Deutschland“ in ihrem Schlussbericht herausgearbeitet.4  

Dieser Auftrag wird in Partnerschaft von Kommunen und Bundesländern wahrgenommen. 

Dementsprechend existieren in mehreren Bundesländern Musikschulgesetze, in denen sich 

ebenfalls allgemein verbindliche Auftragsbeschreibungen finden (s. dazu Kapitel 1.3). 

Insgesamt ist festzuhalten, dass Musikschulen als Einrichtungen des Bildungswesens mit 

der Erfüllung ihres Auftrages einen wichtigen Beitrag zur Grundversorgung der Einwohner5  

in Bildung und Kultur leisten. 

 

1.2 Die Entwicklung der Musikschulen in Deutschland 

Die Geschichte der Musikschulen in den Kommunen geht bis in das 19. Jahrhundert zurück. 

Die Musikschulen haben ihre Wurzeln im Wesentlichen in kirchlichen und privaten Initiativen. 

Musikschulträger waren daher vielfach Vereine. Anfang des 20. Jahrhundert wurde die Auf-

gabe immer mehr kommunalisiert. Die Musikschulen wurden in der „Zeit des Nationalsozia-

lismus“ zu Zwecken der „Volksbildung“ instrumentalisiert. In der DDR wurden staatlich finan-

zierte Musikschulen parallel zum allgemeinen Schulsystem begründet, während sich in den 

westlichen Bundesländern auf kommunaler Ebene nach und nach ein flächendeckendes 

System von öffentlichen Musikschulen etablierte.  

Die Musikschulen haben sich in dem 1952 gegründeten Verband deutscher Musikschulen 

(VdM) zusammengeschlossen, dem nach der Wiedervereinigung auch die Träger in den 

neuen Ländern beigetreten sind. Mittlerweile sind annähernd 1.000 Musikschulen im VdM 

organisiert. 

Als Fachverband der Träger öffentlicher Musikschulen hat der VdM die inhaltliche Ausrich-

tung der Musikschulen wesentlich geprägt. Er hat eine Vielzahl von allgemein anerkannten 

und angewendeten Standards entwickelt, so etwa Lehrpläne für die einzelnen Fächer oder 

den verbindlichen Strukturplan zum gestuften pädagogischen Angebot der Musikschularbeit. 

Die vom VdM entwickelten Grundelemente sind auch in die Ausgestaltung von Musikschul-

regelungen der Bundesländer in Gesetzen und Förderrichtlinien eingeflossen oder in die 

Musikschullehrer-Ausbildung an den Hochschulen. Der VdM versteht sich zum einen als 

Einrichtung zur Koordination und Unterstützung der Musikschulen, sieht seine Aufgabe zum 

anderen aber auch darin, einen definierten Qualitätsanspruch für Musikschulen zu formulie-

ren und von seinen Mitgliedern auch einzufordern. Für die Kommunen bedeutet die Einbin-

dung der örtlichen Musikschule in den VdM somit eine Unterstützung bei der inhaltlichen und 

organisatorischen Ausrichtung der Musikschule sowie ein sich ständig optimierendes Qualitäts-

management, wofür der VdM bereits vor einigen Jahren ein spezielles System entwickelt hat. 

                                                 
4
  Deutscher Bundestag, Drucksache 16/7000 (11.12.2007) 

5
  Zur besseren Lesbarkeit des Textes wird nur dort die männliche und weibliche Form verwendet, wo in besonderer Weise 

die Geschlechterabhängigkeit von Aussagen betont werden soll. An den anderen Stellen wird die gängige männliche Form 
für beide Geschlechter verwendet. 
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1.3 Öffentliche Verantwortung 

Die Musikschule wird als Aufgabe der öffentlichen Hand in einer Verantwortungspartner-

schaft von Ländern und Kommunen wahrgenommen. Aufgrund der Kulturhoheit der Länder 

liegt die Verantwortung für die Ausgestaltung der musischkulturellen Bildung grundsätzlich 

im Zuständigkeitsbereich der Länder. Die Länder verstehen und fördern die Musikschulen als 

Bildungseinrichtungen, die Aufgabe wird indes auf kommunaler Ebene wahrgenommen. 

 

1.3.1 Landesgesetzliche Regelungen und Namensschutz 

Bisher gibt es in acht Ländern spezielle gesetzliche Regelungen zum Musikschulwesen: In 

Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, 

Niedersachsen und Sachsen-Anhalt. In Brandenburg und Sachsen-Anhalt existieren eigene 

Musikschulgesetze, während in Baden-Württemberg die Aufgaben und Ziele der Musikschu-

len in den §§ 9 ff. des Jugendbildungsgesetzes geregelt sind. Bayern, Berlin, Mecklenburg-

Vorpommern und Sachsen-Anhalt haben Regelungen zur Musikschule in ihre Schulgesetze 

aufgenommen, und in Niedersachsen enthält das Glücksspielgesetz Musikschulbestimmun-

gen. Die anderen Länder fördern die Musikschulen aufgrund von Richtlinien (Erlassen, Ver-

ordnungen). Auch die unterschiedliche Herangehensweise der gesetzlichen Regelungen 

zeigt, dass die Musikschule als Bildungseinrichtung eigener Art anzusehen ist, die Elemente 

des Schulwesens, der Jugendbildung und der außerschulischen kulturellen Bildung vereint. 

In Bayern wird der Name „Musikschule“ durch Landesrecht geschützt, indem die Erlaubnis 

zur Führung des Namens davon abhängig gemacht wird, dass wesentliche Qualitätsstan-

dards eingehalten werden. Die Fördermittel des Landes werden nur an die Einrichtungen 

vergeben, die diese Standards erfüllen. 

Die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt sprechen mit ver-

gleichbaren Anforderungen eine teilweise als Namensschutz verstandene staatliche Aner-

kennung als Musikschule aus. Baden-Württemberg und Niedersachsen kennen Anerken-

nungen des Musikschulverbandes Voraussetzung für eine Landesförderung. 

Der Verband der Musikschulen hat zu den einschlägigen Regelungen in den Bundesländern 

eine Zusammenstellung erarbeitet, die dem Bericht beigefügt ist.6 

Insgesamt ist Ziel der vorhandenen Regelungen, wesentliche Qualitäts- und Strukturmerk-

male für die öffentliche Musikschulförderung festzulegen. Es existieren in der Bundesrepublik 

Deutschland zwar keine einheitlichen gesetzlichen Regelungen zu den Musikschulen. Doch 

das vorhandene Landesrecht konstatiert eine große Nähe zum Schulwesen und konstituiert 

die Musikschule als öffentliche Aufgabe, die von Land und Kommune in Verantwortungspart-

nerschaft wahrgenommen und ausgestaltet wird. Die Länder unterstützen dabei die Kommu-

nen bei der Aufgabenwahrnehmung durch die Gewährung von Fördermitteln und haben 

durch die Gesetze und Erlasse wesentliche Elemente festgelegt, die Fördervoraussetzung 

                                                 
6
 Landesregelungen für Musikschulen in Deutschland (2011), KIKOS-Kennung: 20120502A0013. 
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1.5 Zielgruppen 

Öffentliche Musikschulen sind Bildungseinrichtungen vorwiegend für Kinder und Jugendliche 

sowie für Erwachsene bis hin zum Seniorenalter. In der Musikschule kommen Menschen aus 

unterschiedlichen Bevölkerungsschichten, allen Generationen und verschiedenen Kulturkrei-

sen zusammen und lernen mit- sowie voneinander. Damit sind Musikschulen kommunale 

Bildungsinstitutionen, die sich grundsätzlich an alle Bürgerinnen und Bürger sämtlicher Al-

tersstufen richten. Das Musikschulangebot reicht vom Elementarunterricht für Kinder im Vor-

schulalter bis hin zu speziellen Kursen für Senioren, von Projekten mit Migranten bis hin zu 

Konzerten, die das örtliche Kulturangebot bereichern.  

Angesichts dieses umfassenden Potenzials sind Analyse, Beschreibung und Festlegung der 

Zielgruppen und, der für diese jeweils vorzuhaltenden oder zu entwickelnden Angebote, ent-

scheidende Elemente der Ausrichtung einer Musikschule.  

Bei der Festlegung der Zielgruppen sollten die Besonderheiten in den jeweiligen Bundeslän-

dern berücksichtigt werden, da in den Landesgesetzen und -verordnungen zur Förderung 

der Musikschule meist auch einschlägige Ausführungen dazu enthalten sind.  

Als ein Beispiel sei das Brandenburgische Musikschulgesetz9 benannt, das Musikschulen als 

Bildungs- und Kultureinrichtungen definiert und ausdrücklich folgende Aufgaben und Ziele für 

die Förderung und Unterhaltung von Musikschulen formuliert: 

o allen Interessierten einen Zugang zur Musik zu ermöglichen. 

o vorrangig Kindern und Jugendlichen eine musikalische Bildung zu vermitteln. 

o Begabungen zu erkennen und zu fördern. 

o auf ein Studium vorzubereiten. 

Diese gesetzlich ausdrücklich benannten Zielgruppen sind damit für die brandenburgischen 

Kommunen von entscheidender Bedeutung bei der Beantragung von Fördermitteln des Lan-

des. 

Auf der kommunalen Ebene können innerhalb der jeweiligen Zielgruppen weitere Steue-

rungsansätze für die Musikschule vorgesehen werden. So können sich etwa entsprechende 

Zielformulierungen auf gesellschaftliche Gruppen (Menschen mit Behinderungen, Senioren 

u. a. m.) beziehen oder auf lokale/regionale Besonderheiten eingehen, indem z. B 

bei Kreismusikschulen auf eine möglichst hohe Flächendurchdringung Wert gelegt wird. 

 

1.6 Zielfelder für die strategische Steuerung 

Wurde in dem KGSt®-Gutachten 3/1978: Musikschule noch von einer Beschreibung der Auf-

gaben ausgegangen, so sollte sich die heutige moderne Steuerung einer Musikschule an 

einer Produktbeschreibung mit entsprechend definierten Zielen orientieren. 

                                                 
9
  Gesetz zur Förderung der Musikschulen im Land Brandenburg in der Fassung vom 22.04.2003. 
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3.8 Weitere Anbieter von Musikunterricht 

In jeder Kommune gibt es neben der öffentlichen Musikschule auch weitere Anbieter von 

Musikunterricht: 

o Privatmusiklehrer ohne jegliche Fachausbildung, 

o Privatmusiklehrer mit Fachausbildung (Konzertierende Künstler. Orchestermusiker, 

Schulmusiker, Hochschullehrer), 

o Musikvereine (mit oder ohne Fachausbildung), 

o Private Musikschulen (im Umfeld der Musikindustrie bzw. Musikhandels, teilweise in 

Franchise-Modellen). 

Öffentliche Musikschulen arbeiten von jeher in guter Nachbarschaft zu den Privatmusikleh-

rern und ihren Vereinigungen. Viele Privatmusiklehrer sind teilbeschäftigt an Musikschulen 

tätig, viele teilbeschäftigte Musikschullehrer erteilen zusätzlich Privatunterricht. Die unter-

schiedlichen Aufgaben – hier öffentliche Bildungseinrichtung, dort individuell vereinbarte 

Leistung – ergänzen sich und sind jeweils unverzichtbar. 

Die privaten Anbieter richten ihr Angebot vor allem danach aus, welche Kurse bzw. Musikin-

strumente in der Breite besonders gefragt sind. Daraus folgt, dass sie meist kein flächende-

ckendes Angebot garantieren und die Schwerpunkte bei Instrumenten liegen, die „in Mode“ 

sind. Andere wiederum streben wie kommunale Musikschulen einen eher ganzheitlichen 

Ansatz an. Da privatwirtschaftliche Anbieter umsatz- und gewinnorientiert arbeiten sind Sozi-

alstaffeln die Ausnahme, nur in Ausnahmefällen existiert eine umfassende Förderung be-

sonders begabter Schüler, insbesondere in einer umfassenden Palette von Ensemble- und 

Ergänzungsfächern. Die nach landesrechtlichen Regelungen festgelegten breiten Aufgaben-

stellungen und Förderungsvoraussetzungen können daher von den privatwirtschaftlich be-

triebenen Musikschulen meist nicht erfüllt werden. 

Häufig bieten Privatmusiklehrer ihre Leistungen auch unter dem Namen Musikschule an.  

Neben den öffentlichen Musikschulen führen auch privatwirtschaftliche Anbieter von Musik-

unterricht die Bezeichnung „Musikschule“. Dazu gehören in geringerem Umfang Privatmusik-

lehrer allein oder in kleinen Partnerschaften, mehrere kommerzielle Franchise-Unternehmer 

mit individuell umrissenem und durchorganisiertem Teilangebot und in etwas größerem Um-

fang Privatmusikschulen bzw. Privatmusikinstitute unterschiedlichster Größe und Struktur. 

Die Interessen von Privatmusiklehrern und Privatmusikschulen/-instituten werden vom Deut-

schen Tonkünstlerverband (DTKV) und vom jüngeren Bundesverband Deutscher Privatmu-

sikschulen (BDPM) vertreten. 

Musikschule ist also nicht gleich Musikschule: Auf der einen Seite die öffentlichen Musik-

schulen mit öffentlichem Bildungsauftrag, strukturiertem Mindest-Fachangebot und gesell-

schaftlichen wie sozialen Verpflichtungen, auf der anderen Seite privatwirtschaftliche Anbie-

ter mit unterschiedlichster Angebotspalette.  LVdM NRW e.V. 3 
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Sind beide in ein kommunales Bildungsmanagement eingebunden, kann das Angebot 

durchaus ergänzend sein. Ihre fachlichen Leistungen gegeneinander abzuwägen, wäre ein 

müßiges Unterfangen. Auch von Konkurrenz zu sprechen, wäre nur in Bezug auf besondere 

Leistungen einzelner sinnvoll.  

Durchaus ernst zu nehmen ist allerdings die Verwechslungsgefahr, der Schüler und Eltern 

ausgesetzt sind, zumal einzelne Privatanbieter bewusst Wert auf ein äußerlich ähnliches 

Erscheinungsbild legen.  

Aufgrund einer Ermächtigung im Bayerischen Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichts-

wesen hat das Kultusministerium 1984 in Bayern die „Verordnung über die Führung der Be-

zeichnung Singschule und Musikschule“ erlassen. Diese Verordnung enthält Mindestvoraus-

setzungen, von denen die Führung der Bezeichnung abhängig gemacht werden kann. Diese 

Voraussetzungen beziehen sich auf ein strukturiertes Fachangebot, die Qualifikation und 

rechtliche Stellung der Lehrkräfte, die Ordnung des Betriebs und eine soziale Gestaltung der 

Unterrichtsentgelte. Der damit formulierte Namensschutz, der grundsätzlich von öffentlichen 

Musikschulen wie von privatwirtschaftlichen Anbietern in Anspruch genommen werden kann 

und von den Schulaufsichtsbehörden überwacht wird, hat sich umfassend bewährt und das 

angestrebte Ziel erreicht. Die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-

Anhalt sehen ebenfalls ein staatliches Schutzinteresse zur Orientierung ihrer Bürger und 

nähern sich dem Namensschutz mit einer Staatlichen Anerkennung als Musikschule, welche 

an die Erfüllung anspruchsvoller Anforderungen gebunden wird. 

Im Unterschied zu den privaten Anbietern von Musikunterricht gewährleisten die öffentlichen 

und im Fachverband VdM zusammengeschlossenen Musikschulen Mindeststandards, die 

ihre Alleinstellung begründen: 

o Angebotsvielfalt (möglichst alle Instrumente, Ensemble- und Ergänzungsunterricht), 

o Qualität (ausgebildete Lehrkräfte), 

o allgemeine Zugänglichkeit (bezahlbare Gebühren, Ermäßigungen). 

Insbesondere diese Faktoren begründen den kommunalen Auftrag der öffentlich geförderten 

Musikschulen.  

Wohlverstandener Wettbewerb in gegenseitiger Achtung und das fachliche Bemühen sowohl 

auf traditionellen Wegen als auch in der Erschließung neuer Kundengruppierungen, aber 

auch in der bewussten Überlassung bestimmter Aktionsfelder kann das Gemeinwesen berei-

chern. So kann es, unabhängig von der Ausrichtung dieser weiteren Anbieter von Musikun-

terricht, zielfördernd sein, diese in einen Gesamtkontext der kommunalen Bildungslandschaft 

mit einzubinden. 

Private Anbieter können so verstanden das öffentlich finanzierte Angebot ergänzen, sie kön-

nen es aber nicht vollständig ersetzen, selbst dort, wo Kommunen erwägen, bislang öffent-

lich wahrgenommene Aufgaben zu privatisieren. 
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4 Strukturen 

4.1.1 Trägerschaft und Organisation 

Das Produkt Musikschule wird, je nach historischen Entwicklungen und politischen Be-

schlüssen, auf kommunaler Ebene in unterschiedlichen Trägerschaftskonstruktionen und 

Organisationsformen angeboten. 

Träger der Musikschule ist/sind 

o entweder unmittelbar eine einzelne Kommune (Gemeinde, Stadt, Landkreis) in ge-

eigneter organisatorischer oder rechtlicher Ausgestaltung (Amt, Dienststelle, Regie-

betrieb, Eigenbetrieb, AöR, Stiftung öffentlichen Rechts) oder, 

o mehrere Kommunen gemeinsam (Zweckverband, Verwaltungsgemeinschaft) oder, 

o eine als gemeinnützig anerkannte privatrechtliche Einrichtung, in der die Kom-

munen als Gewährträger wesentliche Verantwortung übernehmen, in der Regel ein 

eingetragener Verein, möglich auch eine gemeinnützige GmbH (gGmbH) oder eine 

Stiftung des privaten Rechts. 

Entscheidend dabei ist, dass vorhandene Strukturen in Abständen überprüft werden. Die 

Überprüfung sollte sich dabei an den mit der Einrichtung verbunden Zielen (bzw. an der Ziel-

erreichung) für die Einwohner orientieren.  

In Verantwortungspartnerschaft mit den Kommunen gestalten auch die Länder im Rahmen 

ihrer verfassungsmäßigen Zuständigkeit das Musikschulwesen mit, insbesondere im Hinblick 

auf die rechtliche Rahmensetzung, die Beförderung eines landesweiten Musikschulnetzes, 

die finanzielle Ausstattung der Musikschulen und die Heranbildung des musikpädagogischen 

Fachpersonals. 

 

4.2 Kommunale Musikschule 

Die Musikschule kann von einer Gemeinde, einer Stadt oder von einem Kreis getragen wer-

den. Möglich ist auch eine interkommunale Trägerschaft (s. dazu Kapitel 4.3). 

Bei der Kreismusikschule ist der Träger der Landkreis. Dabei müssen nicht, sollten aber 

möglichst alle kreisangehörigen Kommunen einbezogen sein. Der Landkreis ist mitunter 

auch Träger mehrerer Musikschulen. 
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4.2.1 Organisationsform 

Die KGSt empfiehlt, die Musikschule als eine Organisationseinheit eigener Art (Ein-

richtung, Regiebetrieb) auf der Ebene der Fachdienste einzurichten. Kriterien für die 

Bildung dieser Organisationseinheit sind Aufgabenumfang und Zielsetzung, Bedeutung und 

Größe sowie die erforderliche Finanz- und Personalausstattung. Hinsichtlich der Wahrneh-

mung bestimmter Verwaltungsarbeiten ist die Musikschule dem Fachbereich Bildung oder 

Kultur als Fachdienst zuzuordnen. Es ist eine fachlich vorgebildete Leitung vorzusehen, die 

die Musikschule mit eigener Fach- und Ressourcenverantwortung führt. 

Die Musikschule sollte die zugewiesenen Aufgaben fachlich in eigener Verantwortung unmit-

telbar gegenüber dem Dezernenten oder bei zweistufiger Verwaltung gegenüber der Fach-

bereichsleitung vollziehen. Organisatorisch sind sie mit der Verwaltung verbunden, die, je 

nach örtlicher Regelung, bestimmte Verwaltungsarbeiten (z. B. Personalmanagement, 

Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen) übernimmt. 

Die Musikschule kann nach örtlicher Entscheidung aus der Kommunalverwaltung ausgeglie-

dert und in der Organisationsform des kommunalen Eigenbetriebs geführt werden, dies so-

wohl eigenständig als auch im Verbund mit anderen kommunalen Kultur- und Bildungsein-

richtungen, z. B. als Bestandteil eines Eigenbetriebs „Kulturbetriebe der Stadt“. 

 

4.2.2 Zweigstellen/Bezirke 

Die kommunale Musikschule kann in Zweigstellen gegliedert sein. Die Zweigstellen sind or-

ganisatorisch Teil der Musikschule. Wegen der durch Raummitnutzung und zunehmende 

Kooperationen engen Verbindung mit den allgemein bildenden Schulen und Kindertagesstät-

ten empfiehlt sich eine organisatorische Anlehnung an dieses Netz. Als Richtschnur kann 

gelten: 

o In jedem Stadtteil bzw. an jedem Standort mit einer voll ausgebauten weiterführenden 

Schule sollte auch eine zentrale Musikschuleinheit mit Grundfächern und einem an-

gemessen breiten Angebot an Instrumental-/Vokalfächern einschließlich differenzier-

ten Ensemblemusizierens eingerichtet werden. 

o An Standorten mit voll ausgebauten Grundschulen sollten Zweigstellen mit einem 

reduzierten Fachangebot, aber voll erfüllter Musikschulstruktur (Grundfächer, Instru-

mentalunterricht, Ensemblespiel) vorhanden sein. 

o Für den Vorschulbereich sollten möglichst an allen Standorten der Tageseinrichtun-

gen für Kinder eigenständige oder kooperative Bildungsangebote gemacht werden, 

welche idealer Weise allen Vorschulkindern eine Begegnung mit musikalischer 

Grundbildung verschaffen. 

o Weniger gewählte Instrumentalfächer, zentrale Ensembles, studienvorbereitende 

Kurse und Ergänzungsfächer, z. B. Theorie, Tanz, Musiktheater oder Medienarbeit, 

werden vorwiegend in der Musikschulzentrale angeboten.  
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Den Musikschullehrern im Sinne des Buchstabens e stehen Angestellte gleich, 

a) denen nach Landesrecht die Bezeichnung „Staatlich anerkannter Musiklehrer“ verlie-

hen worden ist, 

 

b) die keine Prüfung abgelegt haben, jedoch eine entsprechende Ausbildung nachwei-

sen und die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen die Tätigkeit 

als Musiklehrer ausüben.36 

Zu ergänzen sind die entsprechenden neuen Abschlüsse „Bachelor (BA) of … (z. B. music, 

arts)“ und „Master (MA) of … (z. B. music, performing arts)”, die es bei der Abfassung des 

Musikschullehrer-Tarifvertrages so noch nicht gegeben hat.  

Entsprechend dem Selbstverständnis der öffentlichen Musikschulen als Kultur- und Bil-

dungseinrichtungen sollen die Träger, soweit irgend möglich, nur Lehrkräfte mit einschlä-

gigen oder gleichgestellten Ausbildungsabschlüssen  einstellen. Diese Anforderung ist 

wegen der begrenzten Stellenangebote für Hochschulabsolventen in der Regel auch leicht 

zu erfüllen. Es kann aber auch vorkommen, dass in manchen Landesteilen für einzelne Un-

terrichtsfächer, insbesondere bei nur geringen Stundendeputaten, trotz der üblichen Such-

maßnahmen (Ausschreibung, Hochschulaushang, Anfrage Nachbarschulen) nicht genügend 

Lehrkräfte mit einschlägigen Studienabschlüssen zur Verfügung stehen. Beispiele sind die 

Elementarstufe/Grundstufe, für die es nach wie vor viel zu wenige Studienabgänger gibt, 

weniger gewählte Orchesterinstrumente wie Oboe oder Fagott, regional nachgefragte In-

strumente der bodenständigen Volksmusik oder auch ethnische Instrumente wie die türki-

sche Baglama oder die griechische Bousouki, die in Deutschland nicht studiert werden kön-

nen. In diesen Fällen muss gelten, dass eine Lehrkraft nach verantwortlicher Überprüfung 

durch die Schulleitung auch ohne formellen Ausbildungsnachweis beschäftigt werden kann; 

sie sollte jedoch zur Nutzung vorhandener Qualifizierungsangebote verpflichtet werden. Viel-

fach interessieren sich auch vorhandene Musikschullehrer für weitere Unterrichtsfächer und 

nutzen gern ergänzende Bildungsangebote. 

Die musikalischen Fachverbände in Bund und Ländern bieten eine Vielzahl informativer und 

qualifizierender Kurse und Lehrgänge zur Fort- und Weiterbildung an. Insbesondere der 

VdM gestaltet seit Jahrzehnten ein Fort- und Weiterbildungsangebot für eine Vielzahl von 

Unterrichtsfächern mit zu geringem Lehrkräfteangebot. Seine mehrphasigen berufsbeglei-

tenden Lehrgänge, die in Zusammenarbeit mit einer Bundesakademie und einer Musikhoch-

schule angeboten werden, schließen mit einem anspruchsvollen Befähigungsnachweis ab. 

Der Einsatz von Lehrkräften zu Ausbildungszwecken, also die Beschäftigung von Musikstu-

denten, soll auch für die musikalisch-pädagogische Ausbildung der Studenten dienlich sein. 

Dies ist der Fall,  

o wenn die Beschäftigung auf einen Unterrichtstag (ca. 6 Unterrichtsstunden à 45 Minu-

ten) beschränkt ist - Musikstudenten brauchen ihre Zeit zum Üben und Lernen -, 

                                                 
36

  Protokollerklärung Nr. 1 zum Tarifvertrag zur Änderung der Anlage 1 zum BAT (Musikschullehrer) v. 20.2.1987, die auch für 
den TVöD weiterhin Gültigkeit, bis zum Abschluss der Eingruppierungsverhandlungen, hat. 
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o wenn die Studenten nicht in fachfremden Gebieten eingesetzt werden, 

o wenn die Studierenden von Mentoren begleitet werden und, 

o wenn sie Gelegenheit erhalten, die Ergebnisse ihres Unterrichts für ihr Studium, z. B. 

für ihre Lehrproben im Ausbildungsinstitut, zu nutzen. 

Der Ausbildungszweck wird nicht mehr erfüllt, wenn abzusehen ist, dass ein Student die Ab-

schlussprüfung nicht mehr anstrebt. Es ist daher von vornherein eine arbeitsvertragliche Re-

gelung (Nebenabrede) zu empfehlen, nach der das Arbeitsverhältnis ohne Kündigung endet, 

wenn bis zu einem bestimmten Zeitpunkt ein einschlägiger Ausbildungsabschluss nicht 

nachgewiesen wird. 

 

6.1.4 Musikschulleitung und Stellvertretung 

Die Musikschule benötigt eine hauptamtliche/-berufliche Leitung. Die Aufgaben der Führung 

und Leitung der Musikschule sollten im Detail in einer Stellenbeschreibung für die Musik-

schulleitung enthalten sein, aus der sich auch ein Anforderungsprofil zur Neubesetzung bei 

Vakanz ergibt.  

Die Leitung einer Musikschule stellt erhebliche Anforderungen an die Eignung als Führungs-

kraft. Auf die umfangreichen KGSt®-Berichte zur Qualifikation von Führungskräften wird an 

dieser Stelle verwiesen.37 Auch die vom VdM herausgegebene Empfehlung „Anforderungs-

profil und Tätigkeitsfelder Musikschullehrkräfte als Leiter/innen von öffentlichen Musikschu-

len“ sei hier erwähnt. 

Die Musikschulleitung ist für die Erfüllung der der Musikschule übertragenen Aufgaben 

umfassend verantwortlich. Sie stellt sicher, dass die Umsetzung der musikpädagogischen 

Ziele in Führung und Leitung, Verwaltung und laufendem Betrieb stets den fachlichen, recht-

lichen, wirtschaftlichen und sozialen Grundsätzen, Bestimmungen und Vorgaben entspricht. 

Die Leitung sorgt für einen effizienten Schulbetrieb, in dem ein hohes Leistungsniveau in der 

musikalischen Bildung und Erziehung auf pädagogischem und künstlerischem Gebiet ent-

stehen kann. Sie gewährleistet die strukturierte Weiterentwicklung der Musikschule entspre-

chend den sich verändernden Rahmenbedingungen und Anforderungen. Sie vertritt und 

vermittelt das pädagogische Konzept der Bildungseinrichtung Musikschule. Dabei berück-

sichtigt sie allgemein-erzieherische Ziele, Aspekte der kulturellästhetischen Bildung und die 

Stärkung von kognitiven, emotionalen und sozialen Kompetenzen.  

Je nach Größe und Struktur der Musikschule können bestimmte Tätigkeiten auf den/die 

Stellvertreter/in, auf Fachbereichsleiter/-betreuer bzw. Zweigstellen-/Bezirksleiter/-betreuer 

oder auch eine Geschäftsführung oder Verwaltungsleitung übertragen werden.  

Zu beachten ist, dass viele Musikschulen Personalkörper von mehr als einhundert Beschäf-

tigte haben und diese in unterschiedlichen Tätigkeitsbereichen (Unterricht, Verwaltung), in 

                                                 
37

  Siehe hierzu auch KGSt
®
- Berichte 3/1999, 4/1999, 1/2002, 8/2003, 5/2007 und 3/2009. 
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wenigen eigenen Häusern und vielen mitbenützten Schulen, Kindertagesstätten und anderen 

Gebäuden sowie, im Interesse eines wohnortnahen Angebots in verschiedenen Orten eines 

Landkreises oder den einzelnen Bezirken einer größeren Stadt, tätig sein können. Dies er-

fordert erhebliche Managementfähigkeiten. 

Auch an die pädagogische Qualifikation und die künstlerische Urteilsfähigkeit der Musik-

schulleitung werden Anforderungen gestellt. Neben der Zusammenarbeit mit einem großen 

Kollegium wird ein pädagogisches Gesamtkonzept erwartet, das einem üblichen Schulbe-

trieb entspricht.  

Folgende Schwerpunkte der Leitungs- und Führungsverantwortung seien ausdrücklich 

angesprochen: 

Ziele 

Formulierung und Wahrnehmung gesellschaftlicher sowie kultur- und bildungspolitischer 

Aufgaben:  

Die Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben innerhalb der 

Kommune ist grundlegend für die Eingliederung und Profilbildung der Musikschule 

vor Ort. Bei der Entwicklung und Formulierung von Zielen werden der öffentliche Auf-

trag der Musikschule und ihre kulturelle Bedeutung innerhalb der Kommune verdeut-

licht. Die Musikschulleitung ist für die Erarbeitung, Vereinbarung und Veröffentlichung 

von Zielen (z. B. Leitbild) der Musikschule gemeinsam mit den an der Musikschular-

beit beteiligten Gruppierungen (Träger, pädagogisch und administrativ Beschäftigte 

und Schüler/Eltern) verantwortlich. Diese Ziele dienen als Grundlage für die strategi-

schen und operativen Planungen der Musikschule. Die Leitung sorgt für Überprüfung 

und Weiterentwicklung der vereinbarten Ziele. 

Stetige Entwicklung des pädagogischen Konzeptes: 

Mit Beteiligung der Lehrkräfte sorgt sie für Kontinuität in einem ausgewogenen und 

breit gefächerten Unterrichtsangebot. Sie passt die Musikschulkonzeption den sich 

verändernden Rahmenbedingungen an und stellt sicher, dass die Musikschule neuen 

Anforderungen an die öffentliche Musikschularbeit (z. B. Fachthemen, Zielgruppen, 

Kooperationen) gerecht wird. 

Qualitätsentwicklung: 

Die Musikschulleitung nutzt Qualitätsmanagementsysteme oder andere geeignete In-

strumente (z. B. Umfragen, Qualitätszirkel, Vergleichsringe), um die Qualität der Bil-

dungseinrichtung Musikschule in allen Wirkungsbereichen umfassend zu sichern und 

zu entwickeln. Sie stellt sicher, dass die Musikschule gemäß ihren Zielen ergebnis-

orientiert geführt und gesteuert wird. 
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Insgesamt sollte die Musikschulleitung ein ausgewogenes Verhältnis zwischen ihrem fachli-

chen Engagement innerhalb der pädagogischen Arbeit und ihrer Aufgabe in der Leitung der 

Musikschule finden.38 

 

6.1.5 Fachbereichsleitung/-betreuung und Bezirks-/  

Zweigstellenleitung/-betreuung 

Fachbereiche in Musikschulen werden in der Regel nach Unterrichtsinhalten eingerichtet. 

(z. B. Grundstufe/Elementarstufe, Streichinstrumente, Ensemblefächer). Bei Musikschulen 

mit einem größeren Einzugsbereich und mehreren Standorten ist darüber hinaus bzw. paral-

lel die Einrichtung von Bezirks- und/oder Zweigstellenleitungen oder -betreuungen zielfüh-

rend. 

An größeren Musikschulen mit sowohl fachlicher als auch räumlicher Organisationsgliede-

rung haben sich unabhängig von tariflichen Strukturen zwei als gleichberechtigt zu betrach-

tende Führungs- und Verantwortungsmodelle unterhalb der Ebene Musikschullehrer als Lei-

ter/stellvertretender Leiter etabliert: 

a) Bezirkliche Gliederung und Bezirksleitern in Führungsposition mit Weisungsbefugnis 

sowie gesamtschulischen Fachbereichsbetreuern ohne Weisungsbefugnis, 

 

b) Gesamtschulische Fachbereichsleiter in Führungsposition mit Weisungsbefugnis so-

wie Bezirks- oder Zweigstellenbetreuer ohne Weisungsbefugnis. 

Die weisungsbefugte Fachbereichs- oder Bezirksleitung ist für die ordnungsgemäße Durch-

führung des Unterrichts, der Unterrichtsplanung sowie auch in zu definierendem Umfange für 

die Personalbetreuung in dem zu beschreibenden Zuständigkeitsbereich verantwortlich. Dies 

gilt grundsätzlich ebenfalls, wenn auch in stark eingeschränktem Maße, für die nicht oder nur 

begrenzt weisungsbefugte Fachbereichs- oder Bezirks- bzw. Zweigstellenbetreuung. 

Zu achten ist auf eine abgestimmte, eindeutige und transparente Zuordnung von Aufgaben 

und Zuständigkeiten in Abstimmung der Leistungen der Musikschulleitung im Rahmen der 

jeweiligen Stellenbeschreibungen, um Doppelarbeit und Unsicherheiten bei Personal, Schü-

lern und Eltern zu vermeiden. 

Fachbereichs- und Bezirks- oder Zweigstellenleitungen haben die Aufgabe, die Musikschul-

leitung zu unterstützen, ihr zuzuarbeiten und in regelmäßigen Führungskräftekonferenzen 

Entscheidungen vorzubereiten und die Ergebnisse mitzutragen  Bei der Arbeit orientiert sich 

die die mittlere Führungsebene an den mit der Musikschulleitung vereinbarten Zielen. 

 

                                                 
38

  Zu den Aufgaben und Anforderungen an die Leitung der Musikschule siehe Eberhardt, Michael in: Knubben, T.; Schneide-
wind, P. (2007): S. 23 ff. 
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6.1.6 Musikschullehrer 

6.1.6.1 Berufsbild 

In der jeweiligen Stellenbeschreibung sind die mit der Stelle verbundenen Leistungen und 

Anforderungen aufgeführt. Sie ist damit auch Grundlage der Bewertung und der Zuordnung 

einer Stelle zu einer Besoldungs- oder Entgeltgruppe. Bei Neueinstellungen bzw. Auswahl-

verfahren ist auf dieser Grundlage eine Anforderungsanalyse zu erstellen, deren Kern ein 

aktuelles und zukunftsorientiertes Anforderungsprofil ist. Anforderungsprofile zu erarbeiten, 

erfordert eine Auseinandersetzung mit den sogenannten Schlüsselqualifikationen, zu denen, 

unabhängig von der konkreten Stelle, in erster Linie Lernbereitschaft und Lernfähigkeit gehö-

ren. Die Rechtsprechung betont ausdrücklich, dass ein dem Leistungsgrundsatz entspre-

chendes, stellenbezogenes Anforderungsprofil zugrunde gelegt werden muss.39 

An dieser Stelle hat die Musikschulleitung deutlich zu machen, welche Anforderungen an die 

Lehrkräfte als auch das Verwaltungspersonal zu stellen sind, damit die Ziele der Musikschule 

erreicht werden können. 

Zum Berufsbild des Musikschullehrers sei auf das ausführliche „Anforderungsprofil Lehr-

kräfte an öffentlichen Musikschulen“, Arbeitshilfe 1 zu den Empfehlungen des VdM zu § 18 

TVöD (VKA), hingewiesen. 

Das stellenbezogene Anforderungsprofil ist für die Folgejahre auch die Grundlage für die 

Personalentwicklung. Zielführend ist es, einen regelmäßigen Soll-Ist-Abgleich für die jeweili-

gen Stelleninhaber durchzuführen, um Stärken und Schwächen bezogen auf die Anforde-

rungen des Arbeitsplatzes abgleichen zu können. Mit gezielten Fort- und Weiterbildungs-

maßnahmen sind Lücken zu schließen. Entsprechende Anforderungsprofile sind demnach 

nicht nur bei Neueinstellungen, sondern bei allen Beschäftigten der Musikschule zu erstellen, 

um optimale Voraussetzungen für die Aufgabenerledigung schaffen zu können. Auf die zahl-

reichen KGSt®-Berichte zur Personalentwicklung und zu den Kennzahlen aus dem Bereich 

des Personalmanagements wird an dieser Stelle verwiesen. 

 

6.1.6.2 Arbeitszeiten und Tätigkeitsformen 

An der Musikschule unterrichten neben den vollbeschäftigten Lehrkräften in hohem Ausmaß 

teilbeschäftigte Lehrkräfte in allen Deputatsumfängen unterhalb der Vollbeschäftigung. Für 

kommunale Träger gilt der TVöD, d. h. die Lehrkräfte sind mit einer regelmäßigen wöchentli-

chen Arbeitszeit oder entsprechenden Anteilen angestellt. Gemäß den besonderen Rege-

lungen für Musikschullehrerinnen und Musikschullehrer liegt die wöchentliche Unterrichts-

verpflichtung für Vollbeschäftigte bei wöchentlich 1.350 Unterrichtsminuten, das entspricht 

wöchentlich 30 Unterrichtsstunden zu je 45 Minuten. Andere rechnerische Aufteilungen, z. B. 

27 Unterrichtsstunden à 50 Minuten, sind möglich. 

                                                 
39 KGSt
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6.1.6.3 Freie Mitarbeiter 

Nach Ländern unterschiedlich werden an vielen Musikschulen neben angestellten Lehrkräf-

ten auch freie Mitarbeiter mit Honorarvertrag als Lehrkräfte eingesetzt. Während dies bei-

spielsweise in Bayern aufgrund eindeutiger Landesbestimmungen nur in eng umrissenen 

Ausnahmefällen möglich ist – nur 3 bis 4 % der bayerischen Lehrpersonalausgaben entfallen 

auf Honorarverhältnisse –, werden in einzelnen Ländern vorwiegend aus Kostengründen, in 

den Neuen Bundesländern zusätzlich auch aufgrund traditioneller Gewohnheiten, in höhe-

rem Maße auch Honorarkräfte eingesetzt. 

Die Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) hat als Fachverband für ar-

beitsrechtliche Fragen keine Empfehlungen zur Beschäftigung freier Mitarbeiter als Musik-

schullehrkräfte veröffentlicht. Nachdem es sich bei den Honorarkräften als Musikschullehrer 

um ein arbeitsrechtlich nicht einfaches Gebiet handelt und die Verwirklichung der Ziele der 

Musikschulen als strukturierte Bildungseinrichtungen in den kommunalen Bildungslandschaf-

ten eine möglichst vollständige unbehinderte Handlungs- und Gestaltungskraft der Musik-

schule erfordert, werden einige grundsätzliche Gedanken der Überlegung vor Ort anheimge-

geben: 

Die Tätigkeit von Musikschullehrern ist in aller Regel eine Tätigkeit persönlich abhängiger, 

weisungsgebundener Arbeitnehmer. Dies gilt unabhängig von der Trägerschaft für kommu-

nale Musikschulen und e. V.-Musikschulen in gleicher Weise. 

Der Musikschullehrer unterliegt einem umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers und ist 

über das ganze Schuljahr hinweg eng in die Arbeitsorganisation und das pädagogische Kon-

zept eingebunden. Der Unterricht ist inhaltlich über Jahre langfristig angelegt, folgt einem 

überlegten Aufbau, ist an Rahmenlehrpläne des VdM und/oder die inhaltlichen Vorgaben der 

Musikschule gebunden, findet zu festgesetzten Zeiten und an zugewiesenen Orten statt, 

muss persönlich ausgeübt werden, wird kontrolliert, wird durch öffentliche und interne Veran-

staltungen ergänzt, wird vor- und nachbereitet und ist in ein Gesamtkonzept eingebunden, 

welches in regelmäßigen Lehrer- und Fachkonferenzen geprägt und vom Träger und von der 

Leitung verbindlich angeordnet wird.  

Im Gegensatz dazu ist der freie Mitarbeiter (= die Honorarkraft) nicht weisungsgebunden 

und nur zur (nicht unbedingt persönlichen) Erfüllung des Unterrichtsauftrags verpflichtet. Die 

Musikschule kann über die Arbeitskraft der Honorarkraft außerhalb des Unterrichts nicht ver-

fügen. Bei einer Betriebsprüfung muss ggf. die in allen genannten Bereichen nicht nur ver-

einbarte, sondern tatsächlich gelebte unterschiedliche Ausgestaltung der Beschäftigungs-

verhältnisse angestellter Lehrkräfte und der Mitarbeitsverhältnisse von Honorarkräften nach-

gewiesen werden. 

Weitere Gesichtspunkte sind zu berücksichtigen: 

o Musikschulen müssen den wachsenden, staatlich ausdrücklich gewollten Kooperati-

onsverpflichtungen gerecht werden und sich in Kitas und allgemein bildende Schu-

len einbringen. Dabei werden Verträge geschlossen und müssen vereinbarte Leis-

tungen zuverlässig und inhaltlich wie zeitlich flexibel erbracht werden. 
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Mitgliedschulen im VdM müssen als gemeinnützige Einrichtungen einen ausgeglichenen 

Haushalt vorlegen.  

Musikschulen können und sollen als Bildungsanbieter nicht „gewinnorientiert“ arbeiten, ha-

ben jedoch in den letzten Jahren größte Anstrengungen unternommen, ihre Wirtschaftlichkeit 

(den „Kostendeckungsgrad“) zu verbessern. Der wesentlichste Posten auf der Kostenseite 

sind die Gehälter für das pädagogische Personal (82,9 %). 

Im Gesamtmittel der letzten Jahre ging der Anteil der öffentlichen Finanzmittel (Zuwendun-

gen/Zuschüsse der Kommune und des Landes) am gesamten Finanzvolumen deutlich zu-

rück, während der Gebührenanteil entsprechend anstieg.  

Deutlich unter dem Durchschnitt liegt der Anteil der Unterrichtsgebühren am Gesamtetat 

z. B. in neuen Bundesländern (Brandenburg 39,1 %, Mecklenburg-Vorpommern 33,5 %, 

Sachsen 35,2 %, Sachsen-Anhalt 28,4 % und Thüringen 30,4 %). Demgegenüber ist dieser 

Anteil in Hessen mit 61,3 % und in Schleswig-Holstein mit 64,9 % wesentlich höher. Diese 

Werte korrelieren mit entsprechend hoher bzw. niedriger Förderung durch öffentliche Fi-

nanzmittel (Zahlen aus dem Statistischen Jahrbuch 2010). 

 

 

Abb. 16: Anteil der Gebühren und der öffentlichen Mittel 
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Die Gebühren werden um 75 v. H ermäßigt für die nach bürgerlichem Recht Unterhalts-

pflichtigen und Schüler, die Leistungen  

o zur Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB XII) oder,  

o zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-

buch (SGB II) oder, 

o Leistungen nach dem Wohngeldgesetz (WoGG),  

beziehen.  

Der Nachweis wird durch Vorlage entsprechender Bescheide geführt. In besonderen Härte-

fällen kann die Musikschule im Einvernehmen mit der Stadt Weilheim die Gebühren weiter-

gehend ermäßigen. 

 

6.4.1.5 Vermietung/Verleihung (Musikinstrumente, Räume, Equipment) 

Bei entsprechendem Fundus ist zu prüfen, inwieweit Musikinstrumente, Noten und weiteres 

Equipment, wie z. B. Mikrofone, Lautsprecheranlagen durch die Musikschule Dritten gegen 

Entgelt zur Verfügung gestellt werden. Zu beachten ist jedoch das Verhältnis zwischen Ver-

leihaufwand (Ausgabe, Rücknahme, Prüfung, Unterhaltung, Abrechnung) und zu erzielenden 

Erträgen. 

Im Zusammenhang mit der Nutzungsintensität und einem leichter einzuwerbenden Sponso-

ring stellen einzelne Musikschulen bestimmte Klassensätze an Instrumenten der allgemein-

bildenden Schulen zeitlich befristet zur Verfügung. 

 

6.4.1.6 Landesmittel 

Neben den Gebühren und Entgelten stellen die Landesmittel für die Musikschulen eine der 

drei wesentlichen Finanzierungssäulen dar (vgl. auch Kapitel 6.5.1).  

Die Länder beteiligen sich sowohl der Höhe nach als auch bzgl. der Fördergegenstände un-

terschiedlich an den Aufwendungen für die öffentlichen Musikschulen. Mit den Landesmitteln 

wird über verschiedene Personal- und Sachschlüssel der Bildungsauftrag mitfinanziert. Der 

Kostenanteil reicht von weniger als 1 v. H. bis zu 35 v. H. der Gesamtausgaben bzw. bis zu 

30 v. H. der Lehrpersonalausgaben. Hinzu kommen in mehr als der Hälfte der Bundesländer 

spezielle Landesförderprogramme für Kooperationen und musikalische Bildungsinitiativen, 

insbesondere für solche mit Kitas und allgemein bildenden Schulen.  

Ausdrücklich benannte Fördergegenstände sind: Lehrpersonalausgaben einschließlich der 

fachlichen Leitung (teilweise nur für Angestellte), Schüler, Belegungen, Wochenstunden, 

Elementarunterricht, Vokalunterricht, leistungsorientierter Einzelunterricht, Ensemble- und 

Ergänzungsunterricht, Kammermusik, Unterricht für Behinderte, Studienvorbereitung, Fort- 
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und Weiterbildung des Fachpersonals, Instrumente, Unterrichtsmaterialien, Projekte, Wett-

bewerbe, Konzerte/Veranstaltungen, Fahrtkosten Lehrkräfte, profil- und strukturbildende Mu-

sikschulaktivitäten, Verwaltung und Aktivitäten des Landesverbandes der Musikschulen. 

Die Landesmittel sind an den Nachweis bestimmter Voraussetzung gebunden. Sie werden 

mit unterschiedlichem Antrags-, Berechnungs- und Nachweisaufwand ausgezahlt. Auch die 

VdM-Landesverbände sind verschiedenartig in die Zuschussvergabe mit eingebunden. Dies 

reicht von Vorprüfungsarbeiten bis zur Einbindung in die Landesverwaltung als Beliehener. 

Je einfacher das Verfahren ist, desto hilfreicher und bedeutsamer ist dabei der jährliche Be-

richtsbogen des VdM. 

Landesförderungen für öffentliche Musikschulen (Informationsstand: Mai 2011) 

BW Aufwendungen für pädagogisches Personal (Anspruch) – Verwaltungskosten Musik-

schulverband – landeszentrierte Weiterbildungsveranstaltungen 

BY Ohne Rechtsanspruch: Lehrpersonalausgaben für abhängig Beschäftigte – drei Stu-

fen: Zuschuss steigt mit der kommunalen Leistung – Sonderförderungen: Vokalunter-

richt, Kammermusik, Studienvorbereitung, Starthilfe Instrumentenbeschaffung bei 

Neugründung 

BB Förderanspruch - nach einzelnen Unterrichtsstunden 

HE E. V.-Musikschulen ohne Rechtsanspruch nach „Frankfurter Schlüssel“: Sockelbe-

trag, Schüler- und Wochenstundenzahl sowie Personalkosten – kommunale Musik-

schulen aus Finanzausgleich 

MV Ohne Rechtsanspruch: bis zu 30 % der Lehrpersonalkosten, bis 35 % der Gesamt-

ausgaben 

NI Förderanspruch - Elementar-/Primarstufe nach Schülerzahlen, Ensemble-

/Ergänzungsfächer nach Stundenzahlen, Studienvorbereitung nach Schülerzahlen, 

Bildungsmaßnahmen des Musikschulverbandes – 8 Förderzwecke: Unterricht Brei-

te/Spitze, Ensemblefächer, Kooperationen, Studienvorbereitung, Wettbewer-

be/Konzerte, Qualifizierung der Mitarbeiter, Instrumente und Unterrichtsmaterialien, 

wissenschaftliche Begleitung Bildungsmaßnahmen 

NW Für Musikschulen im Sinne des KGSt®-Gutachtens: Pro-Kopf-Förderung – Förderge-

genstände: Personalkosten für Studienvorbereitung und Behinderte, Fortbildung des 

pädagogischen Personals, besondere Schülermaßnahmen (Ensemble, Arbeitswo-

che), Unterrichtsmaterial, Instandhaltung Instrumente – profil- und strukturbildende 

Musikschulaktivitäten 

RP Sockel pro Musikschule, Rest nach der Höhe der Lehrpersonalausgaben im Verhält-

nis zu den Gesamtpersonalkosten - Musikschul-Dienstleistungen für Ganztagsschu-

len in Höhe von 105 % der anfallenden Lehrpersonalausgaben 

SN Lehrpersonalausgaben 
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 Schon aus dieser Auswahl ergibt sich ein deutliches Bild, wie die KGSt die öffentliche 
Musikschule versteht: 
 
•Musikschulen sind Einrichtungen des Bildungswesens, die als Aufgabe der 
öffentlichen Hand in der Verantwortungspartnerschaft von Ländern und Kommunen 
wahrgenommen werden. Dabei verstehen und fördern die Länder die MS als 
Bildungseinrichtungen. Die Aufgabe wird indes auf kommunaler Ebene 
wahrgenommen. 
•Musikschulen sind kommunale Bildungseinrichtungen, deren Angebot sich 
grundsätzlich an alle Bürgerinnen und Bürger sämtlicher Altersstufen richtet. 
• Musikschule ist nicht gleich Musikschule. Die öffentlichen und im VdM 
zusammengeschlossenen MS gewährleisten Angebotsvielfalt, Qualität (auch des 
Personals) und allgemeine Zugänglichkeit. Insbesondere diese Faktoren begründen 
den kommunalen Auftrag der öffentlich geförderten MS.                                                    
Die Trägerschaft von MS ist auf S. 57 dargestellt. Entscheidend ist für die KGSt dabei, 
dass grundsätzlich die vorhandenen Strukturen in Abständen überprüft werden. 
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•In Verantwortungspartnerschaft mit den Kommunen gestalten auch die Länder im 
Rahmen ihrer verfassungsmäßigen Zuständigkeit das MS-Wesen mit, insbesondere im 
Hinblick auf die rechtliche Rahmensetzung , die Beförderung des landesweiten MS-
Netzes, die finanzielle Ausstattung der MS und die Heranbildung des 
musikpädagogischen Personals.                                                                                         
Dabei empfiehlt die KGSt, die MS als eine Organisationseinheit eigener Art auf der 
Ebene der Fachdienste einzurichten.  
•Entsprechend dem Selbstverständnis der öffentl. MSen als Kultur- und 
Bildungseinrichtungen sollen die Träger, soweit irgend möglich, nur Lehrkräfte mit 
einschlägigen Ausbildungsabschlüssen einstellen.  
•Die MS benötigt zur Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben eine hauptamtliche/-
berufliche Leitung mit einem ausgeprägten Führungsprofil sowie vielfältigen 
Kompetenzen. Eine weisungsbefugte Fachbereichs- oder Bezirksleitung unterstützt die 
Leitung bei der Unterrichtsplanung und Personalbetreuung. 
     Für MS-Lehrkräfte  gilt bei öffentlichen Trägern der TVöD. 
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•Die VKA (Vereinigung kommunaler Arbeitgeber) hat als Fachverband für 
arbeitsrechtliche Fragen keine Empfehlungen zur Beschäftigung freier Mitarbeiter als 
MS-Lehrkräfte veröffentlicht.                                                                                       Aussage 
der KGSt:  
      
•Die Tätigkeit von MS-Lehrern ist in der Regel eine Tätigkeit persönlich abhängiger,  
weisungsgebundener Arbeitnehmer. Dies gilt unabhängig von der Trägerschaft für 
kommunale oder e.V.-MS in gleicher Weise. Hierbei ist besonders zu berücksichtigen, 
dass MS den wachsenden, staatlich ausdrücklich gewollten 
Kooperationsverpflichtungen gerecht werden müssen und sich in Kitas und allgemein 
bildenden Schulen einzubringen haben. Dabei werden Verträge geschlossen und 
müssen vereinbarte Leistungen zuverlässig und inhaltlich flexibel erbracht werden. 
 

LVdM NRW e.V. 16 



Zusammenfassung 
 

         

 
      

 
 

 

   

  
•Im Bereich der Finanzierung wird darauf hingewiesen, dass MS als Bildungsanbieter 
nicht „gewinnorientiert“ arbeiten können und auch nicht sollen.                                      
Auf S. 107 ff. kann auf einer Tabelle eingesehen werden, wie gering der Anteil der     
Landesmittel in NRW im Gegensatz zu anderen Bundesländern am Gesamtetat ist. So 
reicht der Kostenanteil in Deutschland von weniger als 1 v.H. (NRW) bis zu 35 v.H. der 
Gesamtausgaben bzw. bis zu 30 v.H. der Lehrpersonalausgaben.                                  
Hinzu kommen in mehr als der Hälfte der Bundesländer spezielle 
Landesförderprogramme für Kooperationen und musikalische Bildungsinitiativen. 
•Die Landesverbände werden verschiedenartig in die Zuschussvergabe für die MS 
eingebunden, was von Vorprüfungsarbeiten bis zur Einbindung in die 
Landesverwaltung als Beliehener reicht. 
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